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Schadensersatz nach unberechtigter Nichtübernahme eines Lehrlings 
 
Lehnt ein Arbeitgeber bei bestehender tarifvertraglicher Übernahmeverpflichtung einem Lehrling 
nach bestandener Prüfung und Weigerung des Betriebsrats, einer Befreiung von der Übernah-
meverpflichtung zuzustimmen, die Übernahme ab, kann dem Lehrling einen Schadensersatzan-
spruch zustehen. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines Betriebes entschieden, der 
mehrere Jugendliche zu Energieanlagenelektronikern ausgebildet hatte und sie nach bestande-
ner Prüfung wegen akuter Beschäftigungsprobleme nicht übernehmen wollte. Der Betriebsrat 
weigerte sich, die nach der Tarifregelung notwendige Befreiung von der Übernahmepflicht zu 
erteilen und die Schlichtungsstelle lehnte es ab, eine Entscheidung zu treffen. Der Arbeitgeber 
übernahm die Ausgebildeten nicht. 
 
In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass aufgrund der Entscheidung des Be-
triebsrates und der Schlichtungsstelle die Übernahme nicht habe abgelehnt werden dürfen. Da 
durch eine erst sehr viel spätere tatsächliche Beschäftigung der Zweck der Tarifnorm nicht mehr 
erreicht werden könne und damit der frühere Zustand nicht mehr herstellbar sei, bestehe wegen 
Pflichtverletzung ein Ersatzanspruch in Geld. Für weitere Ermittlungen zur Höhe des Anspru-
ches wurde der Fall an die Vorinstanz zurückverwiesen. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 29. September 2005; Az.: 8 AZR 573/04). 
 
 
Unklarheit bei Bezugnahmeklauseln 
 
Ist in einem vom Arbeitgeber verwendeten Arbeitsvertrag bei Verweis auf tarifvertragliche Rege-
lungen nicht eindeutig feststellbar, ob es sich um eine statische oder eine dynamische Verwei-
sung handelt, gehen Zweifel zu Lasten des Verwenders. Das hat das Bundesarbeitsgericht im 
Fall einer Altenpflegehelferin in einem Seniorenpark entschieden, in deren Arbeitsvertrag eine 
Aussage zur Einreihung in eine Vergütungsgruppe und eine konkrete Summe genannt waren. 
Zunächst hatte der Arbeitgeber jahrelang tarifliche Lohnerhöhungen gezahlt, dies aber ab 2003 
eingestellt. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass es sich bei dem verwandten 
Arbeitsvertrag um Allgemeine Geschäftsbedingungen (im Sinne von Paragraph 305 Abs. 1 
BGB) handele. Sie seien nach ihrem objektiven Inhalt und typischen Sinn einheitlich so auszu-
legen, wie sie von verständigen und redlichen Vertragspartnern unter Interessenabwägung be-
teiligter Verkehrskreise verstanden würden. Da der Wortlaut des Vertrages vorliegend nicht ein-
deutig sei und nach Ausschöpfung der bekannten Auslegungsmethoden nicht behebbare Zwei-
fel verblieben, gingen diese nach der Unklarheitenregel zu Lasten des die Verwendung vorge-
benden Arbeitgebers. Zugunsten der Arbeitnehmerin sei daher von einer dynamischen Verwei-
sung auszugehen. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 9. September 2005; Az.: 5 AZR 141/05). 
 
 
Kündigung aus betrieblichen Gründen bei Umsatzrückgang 
 
Geben in einem Betrieb externe Faktoren, zum Beispiel Umsatzrückgang, Anlass zu innerbe-
trieblichen Maßnahmen und haben diese als Folge Auswirkungen auf den Beschäftigungsbe-
darf, kann das eine Kündigung aus betrieblichen Erfordernissen rechtfertigen. Das hat das Lan-
desarbeitsgericht Hamm im Fall eines Zahntechnikers in einem Dentallabor entschieden, dem 
nach Umsatzeinbußen von ca. 25 Prozent und dem Beschluss, den Betriebsbereich „Modell-
guss“ zu schließen, aufgrund betrieblicher Gründe gekündigt worden war. In seiner Begründung 
verweist das Gericht darauf, dass sich dringende betriebliche Erfordernisse für eine Kündigung 
(vgl. 1 Abs. 1 Satz 1 KSchG) aus außer- und innerbetrieblichen Gründen ergeben können, wo-
bei externe Umstände innerbetriebliche Maßnahmen zur Folge haben könnten. Dies sei der Fall, 
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wenn der Arbeitgeber mit Rücksicht auf eine rückläufige Marktsituation die Entscheidung treffe, 
Arbeiten umzuorganisieren oder auszulagern, sofern dadurch das Beschäftigungsbedürfnis für 
einzelne Arbeitnehmer entfalle. Es handele sich vorliegend um eine aus Kostendeckungsge-
sichtspunkten nachvollziehbare Unternehmerentscheidung, die zum Wegfall des Beschäfti-
gungsbedarfs des Arbeitnehmers geführt habe. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 19. April 2006; Az.: 13 Sa 2171/05). 
 
 
Nur ausnahmsweise: Kündigung wegen schwacher Ausbildungsleistung 
 
Will ein Ausbildungsbetrieb einen Lehrling am Ende des zweiten Lehrjahres mit Begründung 
kündigen, aufgrund der schlechten Leistungen werde die Prüfung nicht bestanden, muss eine 
grobe und schuldhafte Vertragsverletzung des Lehrlings vorliegen und feststehen, dass auf-
grund der Ausbildungslücken das Bestehen der Abschlussprüfung ausgeschlossen ist. Für ent-
sprechende Tatsachen ist der Ausbildende in vollem Umfang darlegungs- und beweispflichtig. 
Das hat das Arbeitsgericht Essen im Fall eines Maurerlehrlings am Ende des zweiten Lehrjahres 
entschieden, dem der Ausbildungsbetrieb wegen schwacher Leistungen gekündigt hatte. In sei-
ner Begründung verweist das Gericht darauf, dass in einem so späten Stadium eine Kündigung 
mit der Begründung unzulässig sei, der Lehrling werde wegen seiner schlechten Leistungen mit 
hoher Wahrscheinlichkeit die Prüfung nicht bestehen. Das ergebe sich aus dem Umkehrschluss 
zu der Regelung, wonach bei nicht bestandener Abschlussprüfung die Ausbildungszeit auf Ver-
langen des Auszubildenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung verlängert werde 
(vgl. Paragraph 21 Abs. 3 BBiG). 
(Urteil des Arbeitsgerichts Essen vom 27. September 2005; Az.: 2 Ca 2427/05). 
 
 
Ort des Weiterbildungsurlaubs entscheidend 
 
Ist für die Anerkennung einer Weiterbildungsveranstaltung der Ort der mehrtägigen Veranstal-
tung entscheidend, kommt es für die Bewertung darauf an, wo diese Veranstaltungen überwie-
gend stattfinden. Das hat das Landesarbeitsgericht Hamm im Fall eines Flugbegleiters aus 
Nordrhein-Westfalen (NRW) entschieden, der an einer Weiterbildungsveranstaltung „Leben an 
der deutsch-polnischen Grenze“ teilgenommen hatte und von seinem Arbeitgeber die Kosten 
der Freistellung begehrte. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass der Arbeit-
nehmer keinen Anspruch auf Entgeltfortzahlung gehabt habe, da die Veranstaltung nicht an ei-
nem der vom Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz NRW (vgl. Paragraph 9 AWbG) geforderten 
Orte (in Deutschland, einem an NRW angrenzenden Nachbarland, am Sitz des EU-Parlaments 
oder an einem Gedächtnisort zur Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus) stattgefun-
den habe. Prägend für den Ort der Veranstaltung sei die Unterbringung in einem Hotel in Swi-
nemünde (Polen) gewesen, in dem auch Teile der Einzelveranstaltungen stattfanden. Die Frage, 
in welchem Land eine Veranstaltung stattfinde, könne nur einheitlich entschieden werden. Die 
abschließende Wertung ergebe vorliegend, dass die Gesamtveranstaltung überwiegend und 
schwerpunktmäßig auf polnischem Gebiet stattgefunden habe. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 8. Februar 2006; Az.: 18 Sa 425/05). 
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Kündigung wegen häufiger Erkrankung 
 
Will ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer wegen häufiger Kurzerkrankungen kündigen, muss er 
zuvor in einem dreistufigen Verfahren prüfen, ob die Kündigung sozial gerechtfertigt ist. Dafür 
muss eine negative Gesundheitsprognose bestehen, die daraus zu erwartenden Fehlzeiten 
müssen zu einer erheblichen Beeinträchtigung der betrieblichen Interessen führen, die ihrerseits 
für den Arbeitgeber nicht mehr hinnehmbar ist. 
 
Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines 42-jährigen Maschinenarbeiters entschieden, 
der in einer Presserei im Akkord arbeitete und infolge von Rücken-, Wirbelsäulen-, Bandschei-
benbeschwerden sowie Nebenhöhlen- und Schleimhautentzündungen über mehrere Jahre hin-
weg Fehlzeiten von meist über zwölf Wochen pro Jahr aufwies. In seiner Begründung verweist 
das Gericht darauf, dass die bestehende negative Gesundheitsprognose aufgrund der in der 
Vergangenheit aufgetretenen Krankheitszeiten indiziert sei. Danach sei auch künftig mit erhebli-
chen Entgeltfortzahlungskosten von mehr als sechs Wochen jährlich zu rechnen. Auch die Un-
terhaltsverpflichtungen des Arbeitnehmers und seine Behinderung seien nicht geeignet, in der 
Interessenabwägung gegen die überwiegenden Interessen des Arbeitgebers auf Grund des er-
heblich gestörten Leistungsaustausches des Arbeitsverhältnisses durchzuschlagen.  
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 10. November 2005; Az.: 2 AZR 44/05). 
 
 
Entschädigung bei diskriminierender Ausschreibung 
 
Bewirbt sich jemand auf eine nicht geschlechtsneutral formulierte Ausschreibung und will nach 
Nichtberücksichtigung Entschädigung verlangen, setzt dies voraus, dass er sich subjektiv ernst-
haft beworben hat und objektiv für die Stelle in Betracht kam. Das hat das Landesarbeitsgericht 
Berlin im Fall eines männlichen Bewerbers entschieden, der sich erfolglos auf eine nicht ge-
schlechtsneutral ausgeschriebene Stelle als „Chefsekretärin/Assistentin“ beworben und an-
schließend eine Entschädigung in Höhe von drei Monatsverdiensten geltend gemacht hatte. In 
seiner Begründung verweist das Gericht darauf, das vorliegend aus Indizien im Zusammenhang 
mit der Bewerbung deutlich werde, dass eine ernsthafte Bewerbung nicht gewollt gewesen sei. 
Während ein ernsthafter Bewerber in seiner Bewerbung alles daran setze, um ein positives Bild 
von seiner Person und seine auf die Ausschreibung bezogenen Fähigkeiten zu vermitteln, spre-
che es gegen eine subjektiv ernsthafte Bewerbung, wenn jemand zu den wesentlichen Einstel-
lungsvoraussetzungen keine Angaben mache und eine weit überzogene Gehaltsvorstellung äu-
ßere. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 30. März 2006; Az.: 10 Sa 2395/05). 
 
 
Schwerbehinderteneigenschaft: Rechtzeitiger Hinweis bei Kündigung 
 
Der zweite Senat des BAG hat u.a. darüber beraten, ob nach der Neufassung des SGB IX und 
des § 4 Kündigungsschutzgesetz weiterhin an der Frist von einem Monat festzuhalten ist, inner-
halb derer ein Schwerbehinderter nach Zugang der Kündigung seinem Arbeitgeber seine 
Schwerbehinderung oder einen entsprechenden Feststellungsantrag mitteilen muss. 
 
Eine endgültige Entscheidung wurde nicht getroffen. Das BAG wies jedoch darauf hin, dass es 
erwägt, bis zu einer evtl. gesetzlichen Regelung, z.B. in Anlehnung an die Mitteilungspflicht ei-
ner Schwangerschaft nach dem Mutterschutzgesetz - zukünftig von einer Regelfrist von drei 
Wochen auszugehen (BAG vom 12. Januar 2006, Az. 2 AZR 539/05). 
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Antidiskriminierungsgesetz 
 

Aus dem „Antidiskriminierungsgesetz (ADG)“ wird ein „Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG)“. Inhaltlich werden zwar einige Forderungen des DIHK berücksichtigt. Der jetzt von den 
Koalitionspartnern verabredete Vorschlag bleibt aber nach wie vor deutlich hinter den Erwartun-
gen der Wirtschaft zurück. Der DIHK ist enttäuscht über den von den Koalitionspartnern verab-
redeten Kompromiss zur Umsetzung der europäischen Antidiskriminierungsrichtlinien. Der Koali-
tionsvertrag sah die 1:1 Umsetzung der Richtlinie vor. Die jetzt erfolgte Einigung geht aber ge-
nau wie der Gesetzentwurf der vergangenen Legislaturperiode deutlich darüber hinaus. Insbe-
sondere bezieht der Entwurf weiterhin in das zivilrechtliche Gleichbehandlungsgebot zusätzlich 
nicht durch Brüssel vorgegebene Kriterien ein und weitet damit den Anwendungsbereich des 
Gesetzes aus. Positiv gegenüber dem Rot-Grünen Gesetzentwurf aus dem vergangenen Jahr 
ist lediglich, dass die Frist zur Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen von 6 auf 3 
Monate herabgesetzt wurde und der Kontrahierungszwang für Verträge entfällt. Im Übrigen wur-
den quasi sämtliche Regelungsvorschläge der letzten Regierung vollständig übernommen. Ins-
besondere das selbständige Klagerecht von Betriebsräten und Gewerkschaften selbst gegen 
den Willen des betroffenen Arbeitnehmers geht zu weit. Insgesamt bleibt es bei unangemesse-
ner Regulierung und übermäßiger Belastung für die Wirtschaft.  
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